
Die Zukunft fördern
ELEKTROMOBILITÄT  Bis 2020 will das Bundesverkehrsministerium  
300 Millionen Euro in den Aufbau einer Ladeinfrastruktur investieren 
Das Bundesverkehrsminis-
terium (BMVI) erarbeitet eine 
Förderrichtlinie zur „Ladein-
frastruktur Elektrofahrzeuge 
in Deutschland“. Ziel ist der 
Aufbau einer flächendecken-

den Ladeinfrastruktur mit 
bundesweit 15.000 Ladesäu-
len. Für das Förderprogramm 
mit der Laufzeit von 2017 bis 
2020 stehen insgesamt 300  
Millionen Euro bereit. Es ist Teil 

eines Marktanreizprogrammes 
im Umfang von einer Milliar-
de Euro, mit dem die Bundes-
regierung Elektromobilität in 
Deutschland fördern will. Das 
Bundeskabinett verständigte 

sich in seiner Sitzung am 18. 
Mai auf diese Maßnahme. 

Bundesverkehrsminister Ale-
xander Dobrindt betonte, dass 
eine flächendeckende Lade- 
infrastruktur der Schlüssel für 
den Durchbruch der Elektro-
mobilität ist. „Mit 300 Millio-
nen Euro für 15.000 Ladesäu- 
len schaffen wir dafür die 
Voraussetzung und machen 
Deutschland zum Vorzeige-

land für die Mobilität der Zu-
kunft.“ 

Im Zuge des Förderpro-
gramms soll in den Metropolen 
und entlang der Bundesfern-
straßen eine öffentlich zugäng-
liche Schnellladeinfrastruktur 
(S-LIS) mit rund 5.000 Ladesta-
tionen installiert werden. Die 
Fördersumme alleine dafür 
beläuft sich auf 200 Millionen 
Euro. Dazu kommt eine öffent-
lich zugängliche Normallade- 
infrastruktur (N-LIS) mit etwa 
10.000 Ladestationen. Hier liegt 
die Fördersumme bei 100 Mil-
lionen Euro.

Private und Kommunen
Mögliche Standorte von Lade-

säulen seien Tankstellen und 
Autohöfe an Hauptverkehrs-
achsen, Shopping- und Ein-
kaufszentren, Sportzentren, 
Carsharing-Stationen sowie 
Bahnhöfe, Flughäfen und Mes-
sezentren, teilt das Bundesver-
kehrsministerium mit. Unter- 
stützt würden sowohl private 
Investoren als auch Städte und 
Gemeinden.  ha
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Verlagerung auf Lkw ist die Folge
SPARPLÄNE  Wie der Südwestrundfunk (SWR) Mitte Mai berichtet hat, will die 
zur Deutschen Bahn gehörende Gütertochter DB Cargo 215 Güterbahnhöfe in 
Deutschland schließen. Weitere 154 Verladestellen seien ebenfalls „bedroht“

Die Quelle für die Information, 
dass die Güterbahn-Tochter der 
Deutschen Bahn AG in Deutsch-
land 215 Güterbahnhöfe dicht 

machen will, ist eine geheime 
Streichliste, die dem SWR ex-
klusiv vorliege. Weitere 154 
Güterbahnhöfe seien demzu-

folge gefährdet. Insgesamt sei 
von den geplanten Sparmaß-
nahmen rund jeder vierte Gü-
terbahnhof betroffen. Als Al-

ternative für die betroffenen 
Regionen nenne die Deutsche 
Bahn laut SWR unter anderem 
eine „Verlagerung auf den Lkw“.

In der Streichliste von DB 
Cargo heißt es laut SWR im 
Einzelnen, dass bundesweit an 
215 Güterbahnhöfen „die Bedie-
nung eingestellt werden soll“, 
an 101 „die Bedienzeit und/oder 
-frequenz geändert werden soll 
und dass an 53 „nur noch im 
Sonderdienst, das heißt bei 
positiver Ressourcenprüfung 
angefahren werden“ soll. Ins-
gesamt hat DB Cargo (früher 
DB Schenker Rail) derzeit noch 
rund 1.500 Güterbahnhöfe in 
Betrieb.

Noch nicht definitiv
Gegenüber dem SWR bestrei-

tet die Deutsche Bahn AG, dass 
bereits Entscheidungen gefal-
len seien. Dies erwarte man 
erst im Juni. Nach SWR-Infor-
mationen liege allerdings be-
reits eine erste Kündigung vor: 
Ausgerechnet ein Steinbruch-
unternehmen im Schwarzwald, 
das seit 90 Jahren Gleisschotter 
produziert, müsse zehntausen-
de von Tonnen Schotter künf-

tig per Lkw transportieren. 
Abzusehen ist insgesamt, dass 
als Ergebnis der Streichliste 
zukünftig mehr Güter auf die 
Straße verlagert werden. Der 
Betriebsrat der Bahntochter  
befürchtet darüber hinaus,  
dass bald jeder fünfte Arbeits-
platz bei DB Cargo gestrichen 
werden könnte.

Hoher Verlust
Hintergrund für die geplante 

Sparmaßnahme und die ge-
nannte Streichung von Verla-
destellen ist der hohe Verlust 
von 1,3 Milliarden Euro, den die  
Deutsche Bahn AG im Jahre 
2015 verschmerzen musste. 
Hauptverursacher des Minus  
in der Bilanz ist vor allem der  
Güterverkehr. Hier sollen unter  
anderem Sonderabschreibun-
gen auf Unternehmenskäufe 
und Extraaufwendungen für  
den Konzernumbau das Er-
gebnis in Milliardenhöhe be- 
lastet haben. Die Güterbahn be- 
reitet dem Unternehmen seit 
Jahren Probleme. Die Verkehrs-
leistung von DB Cargo ist im 
vergangenen Jahr um 4,3 Pro-
zent zurückgegangen. tpi
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Eine Infrastruktur mit bundesweit 15.000 Ladesäulen will das Bundesverkehrsministerium bis 2020 fördern
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Um Kosten zu sparen, will DB Cargo demnächst viele kleine Güterbahnhöfe nicht mehr bedienen

Interview
Bernard Krone,  
Vorstand der Bernard Krone 
Holding, und  
Bernhard Brüggen, 
Geschäftsführer  
Fahrzeugwerk Bernard 
Krone, über die  
Hintergründe des  
Zusammenschlusses  
der beiden Unter- 
nehmen.
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Abgasskandal
Der ADAC empfiehlt,  
sich beim Diesel-Kauf  
verbindliche Zusagen  
zu Emissionsgrenzwerten 
geben zu lassen. 
 Seite 7
Norddeutschland
Professor Dr. Frank  
Ordemann von der  
Ostfalia Hochschule über 
Kooperation zwischen  
deutschen Seehäfen.  
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Test

Der „Volvo FH“ mit Bau-
stellenpaket und Doppel-
kupplung ist schnell, leicht, 
sparsam und geschmeidig 
unterwegs.
 Seite 13
Iveco
Ganz ohne Adblue-Ein-
spritzung kommen die  
kleinen „Daily“-Motoren 
mit 2,3 Litern Hubraum  
aus. Besonders gefällt  
auch der „Eurocargo“  
als 15-Tonner. 
 Seite 17
Daimler
Als 5,5-Tonner schafft  
der neue „Sprinter“ mehr 
Nutzlast. Interessant ist   
der Transporter für KEP- 
und Kühleinsätze.  
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Dobrindt brüskiert
ABGAS-AFFÄRE  Wie das Bundesverkehrs- 
ministerium mitteilt, hat der italienische Auto-
mobilhersteller Fiat einen Anhörungstermin in 
Berlin kurzfristig per Anwaltsschreiben abgesagt

Der Fahrzeughersteller Fiat 
 bestehe unter anderem darauf, 
dass für die Frage, ob Fiat-Fahr-
zeuge die europarechtlichen 
Abgasvorschriften einhalten, 

allein italienische Behörden 
zuständig sind. Deshalb habe 
Fiat den Termin mit dem Bun-
desverkehrsministerium abge-
sagt. Die Italiener berufen sich 

dabei auf europäisches Verfah-
rensrecht und verweigern zu-
nächst weitere Gespräche mit 
deutschen Behörden. „Dieses 
unkooperative Verhalten von 
Fiat ist völlig unverständlich. 
Hier stehen konkrete Vorwürfe 
im Raum. Es wäre angemessen, 
wenn Fiat gegenüber der Un-
tersuchungskommission da-
zu Stellung nehmen würde“, 
empört sich Bundesverkehrs-
minister Alexander Dobrindt, 
CSU. 

Der Grund für den Ge-
sprächstermin waren Zweifel 
der Untersuchungskommis- 
sion, ob bei Fiat die Typge-
nehmigungsvorschriften ein-
gehalten wurden. 

Das Kraftfahrtbundesamt 
werde seine Messergebnisse 
an die italienische Typgeneh-
migungsbehörde übersenden. 
Die italienischen Behörden 
müssen dann prüfen, ob die 
Vorschriften eingehalten wur-
den. tpi
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